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heraus für die Daseinsvorsorge in keiner Weise ge-
recht. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN, den 
PIRATEN und Ilka von Boeselager [CDU])  

Wasser ist untauglich für eine Unterordnung unter 
den europäischen Binnenmarkt. Das ist schon aus 
der Logik heraus ganz klar, weil Sie Wasser nicht 
zwischen Spanien und Deutschland hin und her 
transportieren können, anders als das zum Beispiel 
bei Strom, Gas oder anderem der Fall ist. Schon 
deswegen ist Wasser ein untaugliches Beispiel. 

Alle Vergleiche mit in Ihrem Sinne liberalisierten 
Trinkwassermärkten zeigen: Die Qualität sinkt, der 
Preis steigt! Die Bürgerinnen und Bürger wären die 
Gelackmeierten, wenn man es so machte, wie Sie 
das vorschlagen. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Herr Ellerbrock, Sie haben auf Sachlichkeit abge-
stellt, aber wahrscheinlich wissentlich unterschla-
gen, dass es eben nicht nur eine Situation gibt, in 
der Kommunen das in einhundertprozentiger Eigen-
regie machen, sondern dass wir es natürlich inzwi-
schen mit einer ganzen Reihe von Stadtwerken zu 
tun haben, an denen auch Private beteiligt sind. Das 
ist inzwischen in Nordrhein-Westfalen und in der 
Bundesrepublik Deutschland quasi ein Normalfall. 
Wir wollen, dass die Bürgerinnen und Bürger, die ihr 
Trinkwasser von solchen Stadtwerken bekommen, 
nicht schlechter als die gestellt werden, für die es 
noch zu 100 % in kommunaler Hand ist. Diesen Un-
terschied kann man doch nicht machen. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der FDP, Herr 
Lindner war ja auch einmal Mitglied des Deutschen 
Bundestages, unter anderem im Jahr 2010. Damals 
hat der Wirtschaftsausschuss des Deutschen Bun-
destages, dem wir – wenn ich mich recht erinnere – 
beide angehörten, einen Besuch bei Herrn Barnier 
vorgenommen. Unmittelbar nach diesem Besuch 
bei Herrn Barnier hat der damalige Vorsitzende des 
Ausschusses für Wirtschaft und Technologie, der 
heutige Vizepräsident des Deutschen Bundestages, 
Herrn Barnier im Namen aller Fraktionen einen Brief 
geschrieben, in dem er ihn gebeten hat, die Planun-
gen mit einer Quasi-Privatisierung im Bereich des 
Trinkwassers zu unterlassen. Ich verstehe nicht, 
warum Sie sich heute von dieser ursprünglich ge-
meinsamen Haltung aller Parteien verabschieden. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN – Christian Lindner [FDP]: Tun wir 
gar nicht!) 

Ich will Ihnen noch ein Zitat zum Nachdenken mit 
auf den Weg geben. Martin Zeil, 

(Dr. Joachim Stamp [FDP]: Guter Mann!) 

Ihnen noch besser bekannt als mir, ein Liberaler, 
Wirtschaftsminister in Bayern, 

(Zurufe von der SPD: Hört, hört!) 

hat – ich zitiere – vor zwei Wochen wörtlich gesagt:  

„Die Qualität des Trinkwassers bei uns ist her-
vorragend und darf nicht aufs Spiel gesetzt wer-
den. Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb die 
EU-Kommission hier ohne Not bewährte Struktu-
ren gefährden will. Brüssel hat sich bislang nicht 
ausreichend bewegt.“  

Martin Zeil, FDP-Wirtschaftsminister. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

In diesem Sinne wäre es ein gutes Zeichen gewe-
sen, wenn sich alle Fraktionen des nordrhein-
westfälischen Landtags dieser gemeinsamen Initia-
tive hätten anschließen können und Sie nicht aus-
geschert wären. Das hätte den Druck auf die EU-
Kommission und diejenigen, die die Entscheidun-
gen zu treffen haben, sicherlich noch einmal ein 
bisschen verstärkt. Aber ich bin sicher: Wir schaffen 
das auch ohne Sie! – Herzlichen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Duin. – Damit sind wir am Ende der Debat-
te und am Schluss der Beratung.  

Wir kommen zur Abstimmung. Von den antragstel-
lenden Fraktionen SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Piraten wird direkte Abstimmung beantragt. 
Wer stimmt dem gemeinsamen Antrag Drucksa-
che 16/2197 zu? – Das sind die Fraktionen von den 
Piraten, der SPD, den Grünen und der CDU. Wer 
stimmt gegen diesen Antrag? 

(Lachen und Oh-Rufe) 

Niemand im Hohen Haus stimmt gegen diesen An-
trag. Wer enthält sich bei diesem Antrag? – Die 
FDP-Fraktion enthält sich bei diesem Antrag. Damit 
ist der Antrag mit den Stimmen von vier Fraktionen 
im Hohen Hause bei Enthaltung der FDP einstim-
mig angenommen. 

Wir kommen zu 
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Ich weise darauf hin, dass der Antrag der Fraktion 
der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 16/1265 gemäß § 79 Abs. 2 Ziffer b 
unserer Geschäftsordnung vom Plenum an den 
Ausschuss für Klimaschutz, Umwelt, Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz mit der 
Maßgabe überwiesen wurde, dass eine Beratung 
und Abstimmung erst nach Vorlage der Beschluss-
empfehlung erfolgt. 

Hiermit eröffne ich die Beratung und erteile für die 
SPD-Fraktion Herrn Kollegen Meesters das Wort. 
Bitte schön.  

Norbert Meesters (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wir setzen uns wieder 
einmal mit einem Wasserthema auseinander, der 
Funktionsprüfung der privaten Abwasserkanäle in 
Nordrhein-Westfalen. Das ist ein Thema, mit dem 
wir uns schon seit langem beschäftigen. Als ich 
2010 in den Landtag kam, war das schon ein The-

ma. Schon damals bin ich sofort damit konfrontiert 
worden. 

Heute werden wir uns auch etwas länger als ge-
plant damit beschäftigen, weil Sie ja eine namentli-
che Abstimmung beantragt haben. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen von der CDU, machen Sie mir bit-
te die Freude, dass sie bei dieser namentlichen Ab-
stimmung dann alle vollzählig sind, anders als ich 
das bei den Abstimmungen zum Haushalt heute 
hier erleben durfte! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN)  

Ich denke, das ist diese Abstimmung auch wert. 

(Oliver Wittke [CDU]: Wo sind denn Ihre Kol-
legen?) 

– Ich spreche von der Abstimmung. 

Wie ich schon sagte: Die Funktionsprüfung der pri-
vaten Abwasserkanäle ist lange in der Diskussion, 
und was lange währt, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wird endlich gut. Heute erfüllen wir das Ver-
sprechen, das wir im Wahlkampf gegeben haben, 
die bestehenden Regelungen bürgerfreundlicher 
und kommunalfreundlicher zu gestalten. 

(Beifall von der SPD) 

Die wichtigste Aussage in diesem Zusammenhang 
ist: Die Hauseigentümer werden gegenüber der Re-
gelung, die bis zum heutigen Tage gültig ist, bes-
sergestellt. 

Warum ist das so? – Erlauben Sie mir einen kurzen 
Blick in die Vergangenheit. Der ist nötig. § 61a Lan-
deswassergesetz ist Kind der schwarz-gelben Koali-
tion. 

(Jochen Ott [SPD]: So ist es!) 

Sie haben im Jahre 2008 diesen Paragrafen ge-
schaffen. Sie verfolgten nämlich das Ziel, die Erhö-
hung der Regelungsschärfe herzustellen und einen 
stärkeren Umsetzungsdruck zu erzeugen. Herr 
Uhlenberg hat damals als Umweltminister deutlich 
gemacht, dass 70 % der privaten Abwasserkanäle 
undicht seien, und Herr Ellerbrock hat zum Aus-
druck gebracht, dass Verschärfungen notwendig 
seien. Die Notwendigkeit dieser Regelung ist von 
Ihnen damals niemals infrage gestellt worden. 

Das Fazit dieser Regelung ist allerdings gewesen – 
zu der Zeit, als ich in den Landtag kam, war das 
schon eine virulente Diskussion –, dass die Umset-
zung mangelhaft war, dass diese Regelung insge-
samt wenig Bürgernähe gezeigt hat, 

(Jochen Ott [SPD]: Wie fast alles bei Schwarz-
Gelb!) 

dass sie wenig praxistauglich war und dass deswe-
gen Änderungsbedarf bestand. Diese gemeinsame 
Diskussionslinie zur Verbesserung haben wir noch 
im Juli 2011 zu Zeiten der Minderheitsregierung 
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miteinander verfolgt – zumindest mit der CDU. Da-
mals haben wir erste Verbesserungen eingefügt. 

Aber Ende 2011 war das vorbei. Da bildete sich ei-
ne Anti-Kanalprüfungs-Volksfront aus CDU, FDP 
und den Linken, und ihr Lied hieß damals nicht 
„Avanti Popolo“, sondern „Avanti Populismus“. 

(Jochen Ott [SPD]: So ist es!) 

Damit ist es losgegangen. Kein Argument ist seit-
dem in der Diskussion zu flach gewesen, dass Sie 
es nicht verwendet hätten. 

(Beifall von der SPD) 

Und das unsinnigste dieser Argumente, die Sie er-
funden haben, ist das Argument vom Generalver-
dacht, unter den wir alle Menschen und alle Haus-
besitzer hier stellen würden. Richtiger wäre es, von 
Generalamnesie zu sprechen, die Sie überfallen 
hat, weil Sie nämlich die wirklich wichtigen Rege-
lungsbedarfe 

(Jochen Ott [SPD]: Genau so ist es!) 

nicht beachtet haben. 

Wie gesagt, heute haben wir endlich eine neue, 
bürgerfreundliche Lösung. Sie schafft Rechtssicher-
heit und trägt wirksam zum Schutz des Trinkwas-
sers bei. 

Die Anhörung hat eines deutlich gemacht, dass 
nämlich die Erfüllung des Besorgnisgrundsatzes im 
Wasserrecht einer der wichtigsten Punkte ist. Des-
wegen ist Ihr Antrag von CDU und FDP völlig un-
tauglich und muss abgelehnt werden; denn er ent-
spricht diesem Besorgnisgrundsatz eben nicht. 
Wenn Schaden offenkundig wird, ist es zu spät. 
Deswegen ist unser Antrag die richtige Lösung für 
eine bürgerfreundliche und umweltgerechte Ände-
rung. 

(Beifall von Jochen Ott [SPD]) 

Wir sehen keine Fristen außerhalb von Wasser-
schutzgebieten vor. Innerhalb von Wasserschutz-
gebieten werden wir Fristen vorsehen, weil es uns 
wichtig ist, das Trinkwasser zu schützen. 

Die Kommunen können Satzungen und Fristen re-
geln. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Genau!) 

Sie können ihre Satzungen auch behalten. Sie 
müssen es aber nicht. Wenn die Kommunalpolitik 
feststellt, dass es vor Ort besser ist, anders zu han-
deln, dann ist das gut. Wir überlassen es den 
Kommunen und sind deshalb in unserem Handeln 
kommunalfreundlich und stärken die Selbstverwal-
tung der Kommunen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Eller-
brock? 

Norbert Meesters (SPD): Nein, es ist mittlerweile 
so viel darüber diskutiert worden. Alles ist ausge-
tauscht. Das sollten wir heute auch klar zum Ende 
bringen. 

(Holger Ellerbrock [FDP]: Oh, das ist aber 
schade!) 

Die Lösung ist nicht nur bürgerfreundlich, sondern 
auch sozialorientiert. Wir stellen erstmalig 10 Millio-
nen € in den Haushalt ein, um Härtefälle auszuglei-
chen, indem wir Zuschüsse und zinsgünstige Darle-
hen geben. Auch das hat es vorher nicht gegeben. 

Ich fasse unseren Vorschlag zusammen: Unser 
Vorschlag trägt dem Besorgnisgrundsatz des Was-
serhaushaltsgesetzes Rechnung. Er bietet einen 
besonderen Schutz für das Trinkwasser. Er legt au-
ßerhalb der Wasserschutzgebiete keine Fristen fest. 
Er stärkt die kommunale Selbstverwaltung. Er un-
terstützt die Bürger durch Förderprogramme und 
sorgt durch ein begleitendes Monitoring für aktuali-
sierte Erkenntnisse. 

Der Umweltausschuss hat den rot-grünen Anträgen 
mehrheitlich seine Zustimmung gegeben. Denn die 
CDU/FDP-Kanallösung besteht die argumentative 
Dichtheitsprüfung absolut nicht. Sie hat zahlreiche 
Lecks. Ihre Lösungsvorschläge gefährden das 
Trinkwasser. Mein Sanierungsvorschlag ist: Stim-
men Sie unserem rot-grünen Vorschlag zu. Dann ist 
es eine gute Entscheidung fürs Trinkwasser in 
Nordrhein-Westfalen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Meesters. – Nun spricht Herr Kollege Hovenjürgen 
für die CDU-Fraktion. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Josef Hovenjürgen (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Meesters, ich darf an die-
ser Stelle feststellen: Erstens haben Sie offensicht-
lich geschichtlich Schwierigkeiten. Die Dichtheits-
prüfung ist von einer roten Landesregierung erfun-
den worden, die Fristsetzung von Rot-Grün. Die 
CDU/FDP-Koalition hat sie in das Landeswasserge-
setz überführt. Das ist der geschichtliche Abriss, um 
ihn noch einmal klarzustellen. Das gehört zur Wahr-
heit dazu. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Es ist in der Politik üblich, dass man einen Irrtum 
begehen kann. Aber es gehört zur Größe dazu, die-
sen Irrtum dann zu korrigieren. Sie aber verharren 
in Ihrem Irrtum und bestehen darauf, dass Sie recht 
haben. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die Anhörung, lieber Herr Kollege Meesters, hat 
das, was Sie hier dargestellt haben, nicht ergeben. 
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Das, was Sie hier vortragen, dass nämlich Wasser-
schutzgebiete einen besonderen Vorsorgegrund-
satz genießen, würde sich dann begründen, wenn 
es Hinweise darauf gäbe, dass ein Gefährdungspo-
tenzial gegeben ist. Diese Hinweise gibt es nicht, 
und da es sie nicht gibt, ist das, was Sie fordern, 
Übermaß, Herr Meesters. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege Hoven-
jürgen, darf Ihnen Herr Ellerbrock die Frage, die er 
eben stellen wollte – ich weiß gar nicht, ob es so 
ist –, jetzt stellen? 

Josef Hovenjürgen (CDU): Der geschätzte Herr 
Ellerbrock darf mir immer eine Frage stellen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Das ist ein Wort. – 
Bitte schön, Herr Ellerbrock. 

Holger Ellerbrock (FDP): Schönen Dank, Herr Kol-
lege. Wären Sie freundlich und könnten den ge-
schätzten Kolleginnen und Kollegen hier im Plenum 
noch einmal deutlich machen, dass wir a) zu dem 
damaligen Entwurf stehen, dass wir b) eine flexible 
Umsetzung unter Berücksichtigung von Bürgerinte-
ressen vorgesehen hatten und dass wir, nachdem 
deutlich wurde, dass Rot-Rot-Grün eine ganz ande-
re ideologisch-fixierte Durchsetzung ohne Bürgerbe-
rücksichtigung wollte, gesagt haben: „So nicht!“? 

Josef Hovenjürgen (CDU): Herr Kollege Eller-
brock, dem ist nichts hinzuzufügen. Ich stimme 
Ihnen ausdrücklich zu. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Jochen 
Ott [SPD]: Das ist ja wie bei der alten SED! 
Autosuggestion ist das!) 

Meine Damen und Herren, wie sinnhaft Ihre jetzige 
Regelung ist, nur in den Trinkwasserschutzgebieten 
flächendeckende Dichtheitsprüfungen vorzusehen, 
wird zum Beispiel in der Stadt Köln besonders deut-
lich. 50 % des Stadtgebietes befinden sich in Trink-
wasserschutzgebieten, die anderen 50 % nicht.  

Trinkwasser macht an einer Trinkwasserschutzzo-
nengrenze nicht halt. Dies wirft im Übrigen Herr 
Remmel Herrn Altmaier beim Fracking vor, indem er 
sagt, dieser gehe bei dem Verbot von Fracking in 
Trinkwasserschutzzonen nicht weit genug, weil der 
Grundwasserstock deutlich weiter reiche. Ja, gilt 
das denn dann in Ihrer Sichtweise bei der Dicht-
heitsprüfung nicht? Dann müssten Sie die Konse-
quenz besitzen und sagen, wir brauchten die flä-
chendeckende Dichtheitsprüfung. Sie sind in dem, 
was Sie tun, inkonsequent. 

(Beifall von der CDU) 

Gäbe es Hinweise, dass durch private Hausan-
schlüsse von Ein- oder Zweifamilienhäusern mit 200 
bis 400 m

3
 Abwässern im Jahr eine Trinkwasserge-

fährdung oder eine Grundwassergefährdung her-
beigeführt würde, dann hätten Sie uns an Ihrer Sei-
te. Aber wir haben mittlerweile erkennen dürfen und 
in Teilen auch in Revidierung der Dinge, die wir vor-
her so gesehen haben, zur Kenntnis nehmen müs-
sen, dass es diese Gefährdungen nicht gibt. Dass 
Sie diesen Erkenntnissen nicht folgen können, ist 
leider bedauerlich; aber es ist Ideologie, was Sie 
verbreiten, und hat mit Sachkompetenz nichts zu 
tun. 

Deswegen noch einmal: Sie sind auf einem fal-
schen, bürgerunfreundlichen Weg, und Sie haben 
die Bürger nicht entlastet. Sie, Herr Meesters und 
die lieben Kollegen der Grünen, die dafür gesorgt 
haben, dass zum Beispiel bestehende Satzungen 
auch außerhalb von Trinkwasserschutzgebieten be-
stehen bleiben können, haben jetzt im Ausschuss 
Regelungen getroffen, die dafür sorgen, dass 
Kommunen auch außerhalb von Trinkwasser-
schutzgebieten Entscheidungen treffen können, die 
sie eben nicht ausschließen, sondern die dazu füh-
ren, dass sie auch bei sich eine Dichtheitsprüfung 
machen können. Sie sind dabei, die flächendecken-
de Dichtheitsprüfung über die Hintertür einzuführen.  

(Vorsitz: Vizepräsident Eckhard Uhlenberg) 

Von der Bürgerfreundlichkeit, die Ihre Ministerpräsi-
dentin angekündigt hat, ist nichts mehr übrig geblie-
ben, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die Union und die FDP sind der Auffassung: Es gibt 
kein Bürgerrecht auf undichte Kanäle. Kanäle müs-
sen dicht sein. Aber es reicht aus, bei begründetem 
Verdacht tätig zu werden. Es war schon ein Buben-
stück, wie Herr Müller vorgetragen hat, es gebe aus 
einem privaten Hausanschluss eine Absenkung ei-
ner Stadtautobahn, aber Sie haben dabei verschie-
dene Sachverhalte gar nicht einbezogen. Herr Mül-
ler hat sie auch nicht dargestellt: weder, dass er 
Verbandsvertreter der Kanalbranche ist, noch dass 
er über einen Betrieb spricht, der 500 bis 1.000 Mit-
arbeiter hat, noch dass dort Hinweise vorlagen, die 
letztendlich schon ganz klar auf eine Undichtigkeit, 
also auf einen begründeten Verdacht, hinwiesen. 
Besitzer eines neuen Nachbargrundstücks haben 
auf Absenkungen in ihrem Bereich hingewiesen. 
Die Stadt hat sogar diesen Kanal geprüft und die 
Undichtigkeit festgestellt. Das Einzige, was sie nicht 
getan hat, war, zu handeln. Weil sie nicht gehandelt 
hat, ist es zur Absenkung gekommen. 

Wir wollen, dass da, wo begründeter Verdacht be-
steht, überprüft wird. Aber eine Generalisierung ei-
nes Verdachts lehnen wir ab. 

(Beifall von der CDU) 
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Wer im Übrigen zulässt, dass durch 70 Jahre alte 
Pipelines wassergefährdende Stoffe mit Druck be-
fördert werden, dort 5 m

3
 pro Stunde verschwinden 

dürfen und 1 Million l Kerosin auf dem Grundwasser 
schwimmen, der soll doch beim besten Willen sich 
mit den Dingen beschäftigen, die hier das Grund-
wasser gefährden, und nicht bei den Dingen anfan-
gen, bei denen es keine Gefährdungspotenziale 
gibt! 

(Lebhafter Beifall und rhythmisches Klat-
schen von der CDU und der FDP) 

Deswegen, meine Damen und Herren: Ja, das 
Grundwasser muss geschützt werden, bei begrün-
detem Verdacht muss untersucht werden. Aber hö-
ren Sie auf, die Menschen in diesem Land unter ei-
nen Generalverdacht zu stellen! – Herzlichen Dank. 

(Anhaltender lebhafter Beifall von der CDU 
und der FDP – Zurufe von der CDU und der 
FDP: Bravo!) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Hovenjürgen. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht der Abgeordnete Markert. 

(Zurufe von der SPD – Gegenrufe von der 
CDU) 

Hans Christian Markert (GRÜNE): Lieber Herr 
Präsident, vielleicht sollten wir die Redezeit noch 
einmal anhalten, bis sich die Gemüter ein bisschen 
beruhigt haben. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, 
fangen Sie einfach einmal an; dann regelt sich das 
meistens. 

(Zurufe von der SPD – Gegenrufe von der 
CDU) 

Hans Christian Markert (GRÜNE): Lieber Herr 
Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich 
freue mich übrigens ausgesprochen darüber, dass 
sich die CDU-Fraktion jetzt entschieden hat, nach-
dem ein nicht unwichtiges Fußballspiel angefangen 
hatte, hierher in den Saal zu kommen. 

(Heiterkeit und Beifall von den GRÜNEN und 
der SPD) 

Das haben wir den ganzen Tag über nicht erlebt. Es 
ist für mich auch ein freudiges Ereignis, dass wir 
heute in finaler Beratung dieses Funktionsprüfungs-
thema miteinander diskutieren können. 

(Bernd Krückel [CDU]: Dann kommen Sie 
zum Punkt! Dann sind wir schneller unter-
wegs!) 

Wir, meine Damen und Herren … 

(Fortgesetzt Zurufe – Unruhe) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, ich bitte nun, dass der Abge-
ordnete Markert die Möglichkeit bekommt, seine 
Rede zu halten. – Herr Kollege Markert, fangen Sie 
einfach einmal an. Alle anderen Kollegen bitte ich 
sehr herzlich, dem Herrn Abgeordneten Markert 
diese Möglichkeit einzuräumen. – Bitte schön. 

Hans Christian Markert (GRÜNE): Meine Damen 
und Herren, wir haben uns in den letzten Monaten – 
lieber Josef Hovenjürgen, es waren nicht nur die 
CDU und die FDP, die bei diesem Thema sicherlich 
auch noch einmal in sich gegangen sind, was wir 
auch zugestehen wollen – intensiv darum bemüht, 
bei diesem Thema auch eine bürgerfreundliche Lö-
sung zu finden, die einen fairen Ausgleich von Inte-
ressen gewährleistet und die den Besorgnisgrund-
satz im Wasserrecht genauso einschließt wie die 
Interessen der Hauseigentümerinnen und Hausei-
gentümer – übrigens gleichermaßen der Hausei-
gentümerinnen und Hauseigentümer, die ihren Ka-
nal bereits saniert haben, und derjenigen, die das 
noch vor sich haben. 

In den letzten Monaten haben wir mit vielen Exper-
tinnen und Experten noch einmal zusammengeses-
sen, zuletzt in der Anhörung, die das Parlament er-
neut durchgeführt hat. Es war einer der denkwür-
digsten Sätze des leider von uns gegangenen Peter 
Struck, der gesagt hat, ein Gesetz komme fast nie 
aus einer parlamentarischen Beratung so heraus, 
wie es hineingegangen sei, erst recht nach einer 
Anhörung. Da hat er völlig recht. Insofern haben wir 
jetzt auch entsprechende Lösungen vorgelegt.  

Ich will übrigens noch einmal festhalten – Norbert 
Meesters hat eben auch schon darauf hingewie-
sen –, dass man hier eigentlich die Frage stellen 
muss, was wäre, wenn Rot-Grün diesen Antrag nun 
nicht zur Abstimmung stellen würde. Dann hätten 
wir nämlich weiterhin die starre Fristenregelung. 
Keiner weiß besser als der zurzeit amtierende Land-
tagsvizepräsident Uhlenberg, wer letztendlich die 
Verantwortung dafür trägt, dass diese Fristenrege-
lung immer noch gilt. Auch das muss man dann na-
türlich in Rechnung stellen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Insofern fügt es sich gut, dass Herr Uhlenberg ge-
rade jetzt auch diese Sitzung leitet. 

(Christian Möbius [CDU]: Unglaublich ist so 
etwas!) 

Meine Damen und Herren, wir wollten im Übrigen 
auch eine bundeseinheitliche Lösung. Diese bun-
deseinheitliche Lösung, für die sich Herr Remmel 
und die Landesregierung noch einmal bei der Bun-
desregierung eingesetzt haben, ist am Widerstand 
der FDP gescheitert. 

(Beifall von Dr. Joachim Stamp [FDP]) 
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Deswegen gibt es derzeit eben keine bundesein-
heitliche Lösung. Wir werden das nach der Bundes-
tagswahl im September erneut aufrufen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Christian Lindner [FDP]: Wir können noch ei-
ne Menge umsetzen!) 

Meine Damen und Herren, nun haben wir eine Re-
gelung geschaffen, die in besonderem Maße die 
Wasserschutzgebiete in den Mittelpunkt der Be-
trachtungen stellt. Das ist auch gut so. 

Wir haben aus der Anhörung mitgenommen, dass 
es in den nächsten fünf Jahren sinnvoll ist, das Mo-
nitoring dazu zu nutzen, die einsturzgefährdeten 
Kanäle noch einmal in den Blick zu nehmen. Wir 
haben nämlich ein großes Problem bei der Standsi-
cherheit hier noch einmal vorgetragen bekommen. 

Außerdem haben wir den Kommunen in der Tat auf 
Wunsch der kommunalen Spitzenverbände, die Sie 
ansonsten zu Recht auch sehr gerne zitieren, die 
Möglichkeit eingeräumt, bestehende Satzungen 
beizubehalten, und zwar deswegen, weil es nicht 
sein kann, dass in Städten wie Köln, die schon zu 
70 % saniert haben, ein Straßenzug bereits saniert 
hat, während der andere Straßenzug noch nicht sa-
niert hat. Das versteht draußen im Land nämlich 
auch keiner. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Meine Damen und Herren, deswegen glaube ich, 
dass wir eine insgesamt sehr bürgerfreundliche Lö-
sung gefunden haben, mit der wir jetzt die nächsten 
Jahre auch gut an die Arbeit gehen können. 

Ich bedanke mich zum Abschluss dieser Debatte 
insbesondere bei den vielen Menschen in den Ver-
bänden, im Umweltministerium, in den Umweltver-
bänden, aber auch bei den Bürgerinitiativen, die mit 
ihren Beiträgen dazu beigetragen haben, diese bür-
gerfreundliche Lösung zu finden. – Herzlichen Dank 
und schönen Abend. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter. – Für die FDP-Fraktion spricht 
der Abgeordnete Höne. 

(Beifall von der FDP) 

Henning Höne (FDP): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Einen Punkt vorweg, liebe Kolleginnen und 
Kollegen von SPD und Grünen: Wenn Sie mit dem 
gleichen Einsatz, mit dem Sie hier für einen Gene-
ralverdacht bei der Dichtheitsprüfung eintreten, die 
Generationengerechtigkeit vertreten würden, könn-
ten kommende Generationen in Nordrhein-Westfa-
len, was die Finanzen angeht, deutlich entspannter 
sein und deutlich besser schlafen. 

(Lebhafter Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir kommen heute also zur abschließenden Ent-
scheidung über die Dichtheitsprüfung. Wir entschei-
den zwischen der wirklich bürgerfreundlichen Lö-
sung von FDP und CDU auf der einen Seite und 
dem Generalverdacht von SPD und Grünen auf der 
anderen Seite. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

So lässt sich dieser Tagesordnungspunkt in einem 
Satz zusammenfassen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Schauen wir uns die Gesetzentwürfe nun einmal 
genauer an. Der Gesetzentwurf von SPD und Grü-
nen liefert – Herr Kollege Meesters, ich muss Ihnen 
da widersprechen; das wird Sie nicht überraschen – 
eben keine bürgerfreundliche Lösung. Ministerprä-
sidentin Kraft hat doch im Wahlkampf verspro-
chen – ich zitiere –, Omas klein Häuschen würde 
sie davon ausnehmen. Ironischerweise hat sie das 
übrigens im Heimatwahlkreis vom Kollegen Kai Ab-
ruszat, vom „Kanal-Kai“, gesagt. Darum haben wir 
uns das auch so gut gemerkt. 

Sie sagen jetzt, dass Sie Ihr Wahlversprechen mit 
der jetzigen Lösung einhalten, weil die verpflichten-
de Dichtheitsprüfung nicht mehr flächendeckend 
stattfindet. Sie glauben auch, Bürgerfreundlichkeit 
hergestellt zu haben. 

(Norbert Meesters [SPD]: Ich weiß das!) 

Nur noch in Wasserschutzgebieten sollen die Ab-
wasserleitungen ohne jeden begründeten Ver-
dacht – Generalverdacht! – überprüft werden müs-
sen. Herr Kollege Meesters, das entspräche doch 
nur dann dem Wahlversprechen Ihrer Ministerpräsi-
dentin, 

(Josef Wirtz [CDU]: Wo ist sie denn?) 

wenn sie gesagt hätte: Omas klein Häuschen würde 
ich davon ausnehmen, es sei denn, Oma wohnt im 
Wasserschutzgebiet. – Ich glaube, sie weiß das, 
und darum nimmt sie an dieser Debatte auch nicht 
teil. 

(Lebhafter Beifall von der FDP und der CDU) 

Wie wir schon öfters gesagt haben, müssen Was-
serschutzgebiete natürlich besonders berücksichtigt 
werden. Aber wie wäre es denn damit, Wasser-
schutzgebiete differenzierter zu betrachten, zum 
Beispiel nach den entsprechenden Schutzzonen? 
Das haben wir bereits in einem Entschließungsan-
trag vorgeschlagen. Sie haben diesen Antrag aber 
abgelehnt, sehr geehrte Damen und Herren von 
SPD und Grünen. Das führt dazu – Kollege Hoven-
jürgen hat es eben geschildert –, dass zum Beispiel 
in Köln weiterhin 50 % der Hausbesitzer unter den 
undifferenzierten Generalverdacht gestellt werden. 

Außerhalb von Wasserschutzgebieten kommt es 
jetzt auf die Kommunen an. Auch das haben Sie ge-
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rade gesagt. Die Kommunen sollen also selbst dar-
über entscheiden, ob sie bestehende Satzungen 
aussetzen und keine Dichtheitsprüfung mehr durch-
führen. Da die Kommunen aber oft bereits Satzun-
gen und Pläne erarbeitet haben – zum Teil hat auch 
schon die Umsetzung begonnen –, ist unserer Mei-
nung nach zu befürchten, dass es bei Ihrer Lösung 
trotzdem zu einer flächendeckenden Prüfpflicht 
kommt – oder, ebenso schlimm, zu einem Flicken-
teppich über ganz Nordrhein-Westfalen. 

Erschwerend kommt hinzu, dass der grüne Um-
weltminister Remmel auf Grundlage Ihres Gesetzes 
außerdem ständig mit einer entsprechenden Ver-
ordnung winken kann. 

Herr Kollege Meesters, Sie übertragen keine Ver-
antwortung an die Kommunen, wie Sie behauptet 
haben. Sie schieben den Kommunen den Schwar-
zen Peter zu. Sie lassen die Hintertür für das Um-
weltministerium offen, und Sie ducken sich vor der 
Verantwortung weg! 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Sie geben es an die Kommunalpolitikerinnen und 
Kommunalpolitiker. So sieht keine verlässliche und 
verantwortliche Politik zwischen dem Land und den 
Kommunen aus. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Sie haben auch das Monitoring angesprochen. Da-
rauf will ich gerne zurückkommen. Das Monitoring – 
das haben wir schon öfter gesagt – wird erst abge-
schlossen sein, wenn erste Prüffristen längst abge-
laufen sind. Liebe Kolleginnen und Kollegen von 
SPD und Grünen, Sie starten mit der Behandlung, 
ohne die Diagnose abzuwarten. Das ist falsch. Es 
ergibt keinen Sinn. So kann man Politik nicht betrei-
ben, wenn man sie auf fachlicher Ebene machen 
will. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir bleiben dabei: Wir wollen keinen Generalver-
dacht. Wir wollen die verpflichtende Prüfung bei 
Neubauten, bei größeren Umbauten sowie bei ei-
nem begründeten Verdacht. Von Prüffristen neh-
men wir Abstand. Unser Ansatz in der Umweltpolitik 
unterscheidet sich nämlich im Kern von Ihrem.  

Wir wollen die Umwelt effektiv, effizient und vor al-
lem verhältnismäßig schützen. Ihr Handeln ist vor 
allem geprägt von Aktionismus und dem Motto: Viel 
hilft viel. Ich kann nur sagen: Schade, dass das zu-
lasten der Bürgerinnen und Bürger in Nordrhein-
Westfalen geht. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Josef 
Hovenjürgen [CDU]: So ist es!) 

Sie kritisieren, auch gerade wieder, dass unser Vor-
schlag die Vorsorge … 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Abgeord-
neter, würden Sie eine Zwischenfrage von Herrn 
Abgeordneten Markert zulassen, der auf dem Platz 
von Frau Schäffer sitzt? 

Henning Höne (FDP): Herr Kollege Markert, bitte 
sehr. 

Hans Christian Markert (GRÜNE): Geschätzter 
Kollege Höne, herzlichen Dank für die Möglichkeit, 
eine Zwischenfrage zu stellen. Was sagen Sie ei-
gentlich denjenigen – auch Omas und Opas –, die 
bereits Geld in die Hand genommen und die Kanäle 
saniert haben? 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

Gehört das nicht zu Ihrem Generationengerechtig-
keitsbegriff? 

Henning Höne (FDP): Kollege Markert, vielen Dank 
für Ihre Frage. Das ist natürlich höchst bedauerlich. 
Aber nur weil an der einen Stelle schon etwas Fal-
sches passiert ist, nur weil dem einen Unrecht ge-
schehen ist, ist es nicht mein politischer Ansatz, das 
Falsche dann fortzuführen. Das kann nicht Ziel von 
Politik sein. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Jochen 
Ott [SPD]: Aufgrund Ihrer Politik ist das pas-
siert!) 

Ich will noch einen zweiten Punkt anführen, Herr 
Kollege Markert, und zwar grundsätzlich zum Vor-
sorgegrundsatz:  

(Ingrid Hack [SPD]: Wer hat den eigentlich er-
funden?) 

Sie haben gesagt, wir würden dem nicht Rechnung 
tragen. Es wird Sie nicht verwundern, dass wir das 
anders beurteilen. Sie haben das allerdings auch 
mal anders beurteilt. Zu Zeiten der Minderheitsre-
gierung war eine wirklich bürgerfreundliche Rege-
lung in Sicht. 

(Armin Laschet [CDU]: War sie!) 

Es gab zwei Verordnungsentwürfe aus dem Hause 
Remmel. Darin schlugen Sie als eine mögliche Va-
riante vor, dass eine Prüfung außerhalb von Was-
serschutzgebieten nur dann erforderlich ist – ich zi-
tiere –, sofern Feststellungen der Gemeinden oder 
andere Feststellungen Gefahrenlagen erkennen 
lassen. – Unser Gesetzentwurf nennt das kurz und 
einfach: verpflichtende Prüfung nur bei begründe-
tem Verdacht. – Inhaltlich besteht kein großer Un-
terschied. 

(Beifall von der CDU) 

Entweder Ihr Vorwurf ist grundfalsch, oder Sie 
selbst haben im Verfahren Vorschläge unterbreitet, 
die mit dem jetzt von Ihnen vor sich hergetragenen 
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Vorsorgegrundsatz nicht im Einklang stehen. Nur 
eins von beidem kann richtig sein. 

(Beifall von der CDU) 

Wie gesagt, Ihre damals vorgeschlagene Variante 
haben wir als gute Diskussionsgrundlage angese-
hen. Aber das war noch zu Zeiten der Koalition der 
Einladung. Heute haben wir es vor allem mit Ideolo-
giepolitik zu tun.  

(Beifall von der CDU – Zuruf von der CDU: 
Richtig!) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, 
Ihre Redezeit ist überschritten. 

Henning Höne (FDP): Ich komme jeden Moment 
zum Ende, Herr Präsident.  

Das werden insbesondere die Kolleginnen und Kol-
legen der SPD vor Ort erklären müssen. Darum fin-
de ich es genau richtig, dass wir namentlich ab-
stimmen. Zwei Gesetzentwürfe liegen zur Abstim-
mung bereit. Die bürgerfreundliche Lösung kommt 
von FDP und CDU, Drucksache 16/45. Die Lösung 
von SPD und Grünen ist mit grünster Tinte und ein 
paar roten I-Pünktchen verfasst. Ihren Gesetzent-
wurf werden wir ablehnen. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, 
ich bitte Sie, zum Schluss zu kommen. 

Henning Höne (FDP): Wir bitten um Zustimmung 
zu dem wirklich bürgerfreundlichen Antrag. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Höne. – Für die Fraktion der Piraten 
spricht der Abgeordnete Rohwedder. 

Hanns-Jörg Rohwedder (PIRATEN): Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Liebe Zuschauer oben im 
Saal und im Stream! Herr Kollege Markert von den 
Grünen hat seine Rede mit einem Dank an die Bür-
gerinitiativen beendet, die an der bürgerfreundlichen 
Lösung mitgewirkt hätten. 

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Herr Markert, Sie wissen schon, dass die Bürgerini-
tiativen das anders sehen, sie sind mit Ihrem Ge-
setzentwurf alles andere als zufrieden. Wir teilen 
diese Unzufriedenheit. 

(Zurufe von der CDU: Mikrofon! Wir hören 
Sie schlecht!) 

– Wir teilen die Unzufriedenheit der Bürgerinitiativen 
mit dem Gesetzentwurf der Landesregierung. 99 % 

der Hausgrundstücke im Land sind an eine öffentli-
che Abwasseranlage angeschlossen. Keine priva-
ten Abwässer landen mehr wie früher in Sickergru-
ben oder irgendwo im Untergrund.  

Jetzt behaupten SPD und Grüne, dass von den un-
dichten privaten Anschlussleitungen, die Tag und 
Nacht, tagein, tagaus überwiegend trocken liegen, 
eine Gefahr für das Grundwasser ausgehe. Ein Be-
weis für diese von SPD und Grünen behauptete Ge-
fahr für das Grundwasser wurde bisher weder im 
Bund noch im Land Nordrhein-Westfalen erbracht. 
Indikatoren für siedlungs- und industriebedingte 
Stoffeinträge sind nicht von flächenmäßiger Bedeu-
tung. Sie kommen nur vereinzelt und lokal begrenzt 
vor. So steht es im Trinkwasserbericht Nordrhein-
Westfalen aus 2009. Diese Aussagen sind ein ein-
deutiges Indiz dafür, dass kein Gefahrenpotenzial 
vorliegt, das einen Generalverdacht und eine flä-
chendeckende Dichtheitsprüfung rechtfertigt. 

Der LANUV-Fachbericht 43 enthält längst bekannte 
Untersuchungsergebnisse. Streng wissenschaftlich 
ermittelte kausale Zusammenhänge zwischen un-
dichten privaten Grundstücksentwässerungsanla-
gen und Stoffeinträgen in das Grundwasser werden 
darin nicht nachgewiesen. 

In der Anhörung, die wir hier durchführten, warnten 
Experten mit Blick auf den vorliegenden Gesetz-
entwurf von SPD und Grünen vor einer flächende-
ckenden Dichtheitsprüfung durch die Hintertür. Das 
ist nicht bürgerfreundlich. Der Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit wird nicht gewahrt. Trotz unter-
schiedlicher Gegebenheiten in NRW wird durch den 
von den Regierungsfraktionen propagierten Ansatz 
alles über einen Kamm geschoren. Ich kann Ihnen 
jetzt schon prophezeien: Am Ende werden die Ge-
richte entscheiden. Denn die unterschiedlichen Ver-
fahren, die der Gesetzentwurf von SPD und Grünen 
beinhaltet, bieten eine breite Front für Rechtsstrei-
tigkeiten, wie Prof. Hepcke ausführte. 

Es wird Ihnen auch nichts nutzen, den Schwarzen 
Peter den Kommunen zuzuschieben. Das Gesetz 
wird Ihnen von den Gerichten um die Ohren gehau-
en werden. Es ist nur schade, dass das erfahrungs-
gemäß lange dauert und die Bürger in der Zwi-
schenzeit darunter leiden müssen. 

In der Landesregierung scheint sich niemand zu 
fragen, warum andere Bundesländer, auch mit ähn-
lichen Regierungskonstellationen, sich und ihren 
Bürgern Vergleichbares nicht antun mögen. Möge 
der Landesregierung vor Gericht bei den ersten 
Klagen bald ein Licht aufgehen, kann ich da nur sa-
gen. 

Der Gesetzentwurf von CDU und FDP liefert uns all 
diese Probleme nicht, er ist eindeutig bürgerfreund-
licher. Er berücksichtigt das Verfassungsprinzip der 
Verhältnismäßigkeit. Deshalb werden wir ihm zu-
stimmen. – Vielen Dank. 
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(Beifall von den PIRATEN, der CDU und der 
FDP) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die Landesregierung spricht in 
Vertretung von Minister Remmel Frau Ministerin 
Löhrmann. 

Sylvia Löhrmann, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Eins zeigt die Debatte: Die 
große Einigkeit, die wir beim Thema „Wasser“ ge-
genüber der EU haben, haben wir bei diesem The-
ma offenkundig nicht. 

(Bernd Krückel [CDU]: Richtig!) 

Die Landesregierung ist der Meinung, dass für die 
Zukunft ein vollziehbares Regelungskonzept benö-
tigt wird. Die Belange der Bürgerinnen und Bürger 
und die Belange der Wasserwirtschaft müssen in 
einem ausgewogenen Verhältnis zueinander ste-
hen. 

Noch im Juni 2011 hatte der damalige Landtag ei-
nen gemeinsamen, parteiübergreifenden Entschlie-
ßungsantrag von CDU, SPD und Grünen mit der 
folgenden zentralen Aussage verabschiedet: Der 
Landtag bekennt sich zum Ziel einer landesweiten 
Durchführung der Dichtheitsprüfungen.  

Die jetzige Landesregierung sieht nach wie vor die 
Notwendigkeit, Regelungen für eine Funktionsprü-
fung privater Abwasserleitungen zu treffen. Diese 
müssen sich zunächst an wasserwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen und Dringlichkeiten ausrich-
ten, aber auch den Aspekt der Bürgerfreundlichkeit 
beachten. 

Zu den vorliegenden Gesetzentwürfen möchte ich 
aus Sicht der Landesregierung nochmals Folgendes 
feststellen: Der gemeinsame Gesetzentwurf der 
Fraktionen von CDU und FDP vernachlässigt in 
nicht nachvollziehbarer Weise jegliche wasserrecht-
lichen und wasserwirtschaftlichen Errungenschaf-
ten. Aus Sicht der Landesregierung geht es nur da-
rum, die Regelungen des § 61a Landeswasserge-
setz inhaltlich auszuhöhlen und somit vollzugsun-
tauglich und wirkungslos zu machen. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Frau Ministerin, 
würden Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Krückel zulassen? 

Sylvia Löhrmann, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Nein, das möchte ich jetzt nicht. 

(Widerspruch von der CDU) 

Nach Ihrem Entwurf, meine Damen und Herren der 
CDU und der FDP, würde sich künftig die Pflicht zur 
Zustands- und Funktionsprüfung privater Abwas-

seranlagen im Wesentlichen auf Neuanlagen be-
schränken. Bestehende Abwasserleitungen müss-
ten lediglich bei einer bedeutenden Änderung sowie 
bei begründetem Verdacht durchgeführt werden. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Frau Ministerin, 
würden Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Wirtz zulassen? 

Sylvia Löhrmann, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Nein, auch nicht. Alle werden jetzt gleich 
schlecht von mir behandelt. 

(Bernd Krückel [CDU]: Schade!) 

Ihr Entwurf orientiert sich im Wesentlichen an einem 
undefinierbaren oder noch nicht definierbaren be-
gründeten Verdacht. Sie haben bislang nicht erklä-
ren können, wer denn einen solchen Verdacht fest-
stellen sollte, wenn der Betreiber nicht mehr ver-
pflichtet ist, seine Abwasseranlage zu untersuchen. 
Oder meinen Sie den Fall, dass das Grundwasser 
bereits kontaminiert ist? Das ist ein völlig unzu-
reichendes Regelungskonzept. 

Mit Blick auf einen vorsorgenden Gewässerschutz 
ist Ihr Konzept ein Rückschritt in die Zeit vor 1976. 
Bereits in diesem Jahr wurden mit der damaligen 
4. Novelle des Wasserhaushaltsgesetzes zum ers-
ten Mal unmittelbar geltende Pflichten für den Be-
trieb von Abwasseranlagen festgelegt. 

Mit der Neuordnung des Wasserhaushaltsgesetzes 
im Jahr 2009 wurden erstmals auch bundesweit 
verbindliche Grundpflichten für die Überwachung 
von Zustand und Funktionsfähigkeit von Abwasser-
leitungen im Wasserhaushaltsgesetz festgeschrie-
ben. Eine Unterscheidung zwischen öffentlichen 
und privaten Kanälen wurde schon damals nicht 
vorgenommen. 

Wenn nun über eine Änderung des von CDU und 
FDP im Jahr 2007 eingeführten § 61a nachgedacht 
wird, müssen bundesrechtliche Vorgaben einerseits 
und der bisherige Vollzug in NRW andererseits be-
rücksichtigt werden. Viele Hausbesitzer hier im 
Land haben sich an das von CDU und FDP formu-
lierte Gesetz gehalten. So haben beispielsweise in 
Köln von den rund 50.000 Hausbesitzern in Was-
serschutzgebieten 12.000 den Nachweis über eine 
Dichtheitsprüfung bereits erbracht. Ich finde es 
merkwürdig, dass Sie das als unrechtmäßig darstel-
len. 

In vielen Kommunen, meine Damen und Herren, ist 
in Resolutionen beklagt worden, dass es keine bun-
desweite Lösung gibt. Leider hat Bundesumweltmi-
nister Altmaier meinem Kollegen Remmel im August 
mitgeteilt, dass der Bund in dieser Legislaturperiode 
keine Regelung beabsichtigt. 

Meine Damen und Herren, die im Koalitionsvertrag 
benannten Eckpunkte für die Neuregelung sind be-
kannt. Die Landesregierung befürwortet eine bür-
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gerfreundliche Novelle des bestehenden Rechts. 
Basis dafür müssen die nach Bundesrecht bundes-
weit geltenden, allgemein anerkannten Regeln der 
Technik sein. Die Anforderungen an die Durchfüh-
rung der Funktionsprüfung, die Prüfungszeiträume 
sowie die Anforderungen an die Sachkunde können 
nach einer Verabschiedung des Gesetzentwurfs 
von SPD und Grünen in einer Verordnung zeitnah 
geregelt werden. 

Wir halten es für unabdingbar, in Wasserschutzge-
bieten an den geltenden Fristen festzuhalten. Für 
die Überprüfung außerhalb von Wasserschutzge-
bieten ist eine rechtssichere und gleichzeitig bürger-
freundliche Lösung notwendig. 

(Bernd Krückel [CDU]: Buh!) 

Die im Wasserhaushaltsgesetz geregelte generelle 
Prüfpflicht gilt dabei für alle Abwasserleitungen. 

Auf einen Punkt möchte ich noch hinweisen: Unsere 
Kommunen entscheiden durch Satzungen, und die 
Kommunen sollen in der Zukunft die Möglichkeit er-
halten, in jedem Fall die Prüfung bis zur Grund-
stücksgrenze durchzuführen und deren Kosten über 
die Abwassergebühren zu refinanzieren. Dabei soll 
es auch eine Sozialklausel geben. 

Ich bin mir sicher, dass mit dem Gesetzentwurf ein 
bürgerfreundliches Regelungskonzept auf den Weg 
gebracht wird und dieses auch die Belange eines 
vorsorgenden Gewässerschutzes berücksichtigt. – 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Bernd Krückel [CDU]: Unfug!) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Löhrmann. – Verehrte Kolleginnen 
und Kollegen, mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen mehr vor. Wir sind damit am Schluss der 
Beratung. 

Im Hinblick auf die Abstimmung bitte ich jetzt um 
Ihre Aufmerksamkeit. Wir kommen zur Abstimmung 
erstens über den Gesetzentwurf der Fraktion der 
CDU und der Fraktion der FDP Drucksache 16/45. 
Der Ausschuss für Klimaschutz, Umwelt, Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz emp-
fiehlt in der Beschlussempfehlung Drucksache 
16/2142, diesen Gesetzentwurf abzulehnen. Wer 
dem seine Zustimmung gibt, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Wer stimmt dem nicht zu? – Wer 
enthält sich? – Damit ist die Beschlussempfehlung 
des Ausschusses angenommen und der Gesetz-
entwurf der CDU- und der FDP-Fraktion mit Stim-
men von SPD und Bündnis 90/Die Grünen gegen 
die Stimmen der CDU, der FDP und der Piraten ab-
gelehnt. 

Wir kommen zweitens zur Abstimmung über den 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 16/1264. 
Der Ausschuss für Klimaschutz, Umwelt, Natur-

schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz emp-
fiehlt in der Beschlussempfehlung Drucksache 
16/2143, diesen Gesetzentwurf in der Fassung sei-
ner Beschlüsse anzunehmen. Meine Damen und 
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, die Fraktion 
der CDU und die Fraktion der FDP haben gemäß 
§ 43 unserer Geschäftsordnung eine namentliche 
Abstimmung zu der Beschlussempfehlung Druck-
sache 16/2143, wonach der Gesetzentwurf in der 
Fassung der Beschlüsse des Ausschusses ange-
nommen werden soll, beantragt. 

Nach Abs. 2 dieses Paragrafen erfolgt die namentli-
che Abstimmung durch den Aufruf der Namen der 
Abgeordneten. Die Abstimmenden haben bei dem 
Namensaufruf mit Ja oder Nein zu antworten oder 
zu erklären, dass sie sich der Stimme enthalten. – 
Ich bitte Frau Abgeordnete Korte, mit dem Na-
mensaufruf zu beginnen. 

(Der Namensaufruf erfolgt. [Abstimmungsliste 
siehe Anlage 1])  

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, haben alle ihre Stimme abgegeben?  

(Drei Abgeordnete geben noch ihre Stimme ab.) 

Haben jetzt alle Kolleginnen und Kollegen ihre 
Stimme abgegeben? – Das ist offensichtlich der 
Fall. Damit schließe ich die Abstimmung und bitte 
die Schriftführer, die Auszählung vorzunehmen. 

(Die Auszählung erfolgt.)  

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich gebe Ihnen 
das Ergebnis der namentlichen Abstimmung be-
kannt. Ihre Stimmen haben 224 Abgeordnete abge-
geben. Mit Ja haben 124 Abgeordnete, mit Nein 
100 Abgeordnete gestimmt. Es hat sich kein Abge-
ordneter der Stimme enthalten.  

Damit ist diese Beschlussempfehlung Drucksa-
che 16/2143 angenommen, und der Gesetzentwurf 
Drucksache 16/1264 hat in zweiter Lesung eine 
Mehrheit bekommen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich rufe nunmehr die Abstimmung zu dem Antrag der 
Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen Drucksache 16/1265 auf. Der Ausschuss für 
Klimaschutz, Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung Drucksache 16/2144, den An-
trag mit Änderungen anzunehmen. Wer dem seine 
Zustimmung geben kann, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Damit ist die Beschlussempfehlung mit den 
Stimmen der Fraktionen von SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen gegen die Stimmen der Fraktio-
nen der CDU, der FDP und der Piraten angenom-
men. 

Ich rufe auf: 
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Anlage 1 

Namentliche Abstimmung über die Beschlussempfehlung Drucksache 16/2143   
(TOP 5 – Gesetz zur Änderung des Landeswassergesetzes) 

 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
ent- 
haltung 

1  Herr Abel GRÜNE X   

2  Herr Abruszat FDP  X  

3  Herr Dr. Adelmann SPD X   

4  Herr Alda FDP  X  

5  Frau Altenkamp SPD X   

6  Frau Andres SPD X   

7  Frau Asch GRÜNE X   

8  Herr Bayer PIRATEN  X  

9  Herr Becker, Andreas SPD X   

10  Herr Becker, Horst GRÜNE X   

11  Frau Beer GRÜNE X   

12  Frau Dr. Beisheim GRÜNE X   

13  Herr Bell SPD X   

14  Frau Benninghaus SPD X   

15  Herr van den Berg SPD abwesend 

16  Herr Dr. Berger CDU  X  

17  Herr Berghahn SPD X   

18  Herr Dr. Bergmann CDU  X  

19  Herr Beu GRÜNE X   

20  Herr Bialas SPD X   

21  Herr Biesenbach CDU  X  

22  Frau Birkhahn CDU  X  

23  Herr Bischoff SPD X   

24  Frau Blask SPD X   

25  Herr Börner SPD X   

26  Herr Börschel SPD X   

27  Freifrau von Boeselager CDU  X  

28  Herr Bolte GRÜNE X   
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
ent- 
haltung 

29  Herr Bombis FDP  X  

30  Herr Prof. Dr. Bovermann SPD X   

31  Frau Brand PIRATEN  X  

32  Frau Brems GRÜNE X   

33  Herr Breuer SPD X   

34  Herr Brockes FDP  X  

35  Frau Dr. Bunse CDU  X  

36  Herr Burkert CDU  X  

37  Herr Busen FDP  X  

38  Herr Dahm SPD X   

39  Herr Deppe CDU  X  

40  Frau van Dinther CDU  X  

41  Frau Dmoch-Schweren SPD X   

42  Frau Doppmeier CDU  X  

43  Herr Dr. Droste CDU  X  

44  Herr Dudas SPD X   

45  Frau Düker GRÜNE X   

46  Herr Düngel PIRATEN  X  

47  Herr Eiskirch SPD X   

48  Herr Ellerbrock FDP  X  

49  Herr Engstfeld GRÜNE X   

50  Frau Fasse CDU  X  

51  Herr Fehring CDU  X  

52  Herr Feuß SPD X   

53  Herr Fortmeier SPD X   

54  Frau Freimuth FDP  X  

55  Herr Fricke PIRATEN entschuldigt 

56  Herr Ganzke SPD X   

57  Herr Garbrecht SPD X   

58  Herr Gatter SPD X   

59  Frau Gebauer FDP  X  

60  Frau Gebhard SPD X   

61  Herr Geyer SPD X   
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
ent- 
haltung 

62  Frau Gödecke SPD X   

63  Herr Goldmann GRÜNE X   

64  Herr Golland CDU  X  

65  Frau Grochowiak-Schmieding GRÜNE X   

66  Herr Große Brömer SPD X   

67  Herr von Grünberg SPD X   

68  Herr Grunendahl CDU  X  

69  Frau Güler CDU  X  

70  Herr Haardt CDU  X  

71  Herr Dr. Hachen CDU  X  

72  Frau Hack SPD X   

73  Herr Hafke FDP  X  

74  Herr Hahnen SPD X   

75  Frau Hammelrath, Gabriele SPD X   

76  Frau Hammelrath, Helene SPD X   

77  Frau Hanses GRÜNE X   

78  Herr Hausmann CDU  X  

79  Herr Hegemann CDU  X  

80  Herr Heinrichs SPD X   

81  Frau Hendricks SPD X   

82  Herr Herrmann PIRATEN  X  

83  Herr Herter SPD X   

84  Herr Hilser SPD X   

85  Herr Höne FDP  X  

86  Herr Hovenjürgen CDU  X  

87  Frau Howe SPD X   

88  Herr Hübner SPD X   

89  Herr Jäger SPD X   

90  Herr Jahl SPD X   

91  Frau Jansen SPD X   

92  Herr Jörg SPD X   

93  Herr Jostmeier CDU  X  

94  Herr Jung CDU  X  
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
ent- 
haltung 

95  Herr Kämmerling SPD X   

96  Herr Kaiser CDU  X  

97  Herr Kamieth CDU  X  

98  Herr Kerkhoff CDU  X  

99  Herr Kern, Nicolaus PIRATEN abwesend 

100  Herr Kern, Walter CDU  X  

101  Herr Keymis GRÜNE X   

102  Frau Kieninger SPD X   

103  Herr Klocke GRÜNE X   

104  Frau Klöpper CDU  X  

105  Herr Körfges SPD X   

106  Frau Kopp-Herr SPD X   

107  Frau Korte CDU  X  

108  Herr Kossiski SPD X   

109  Frau Kraft SPD X   

110  Herr Kramer SPD X   

111  Herr Krick SPD X   

112  Herr Krückel CDU  X  

113  Herr Krüger GRÜNE X   

114  Herr Kruse CDU entschuldigt 

115  Herr Kufen CDU  X  

116  Herr Kuper CDU  X  

117  Herr Kutschaty SPD X   

118  Herr Lamla PIRATEN  X  

119  Herr Laschet CDU  X  

120  Herr Laumann CDU  X  

121  Herr Lienenkämper CDU  X  

122  Herr Lindner FDP  X  

123  Herr Löcker SPD X   

124  Herr Lohn CDU  X  

125  Frau Lück SPD X   

126  Frau Lüders SPD X   

127  Herr Lürbke FDP  X  
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
ent- 
haltung 

128  Frau Lux SPD X   

129  Frau Maaßen GRÜNE X   

130  Herr Maelzer SPD X   

131  Herr Markert GRÜNE X   

132  Herr Marquardt SPD X   

133  Herr Marsching PIRATEN  X  

134  Herr Meesters SPD X   

135  Frau Middendorf CDU  X  

136  Frau Milz CDU  X  

137  Herr Möbius CDU  X  

138  Herr Moritz CDU  X  

139  Herr Mostofizadeh GRÜNE X   

140  Herr Müller, Hans-Peter SPD X   

141  Herr Müller, Holger CDU  X  

142  Frau Müller-Witt SPD X   

143  Herr Münchow SPD X   

144  Herr Münstermann SPD X   

145  Herr Nettelstroth CDU  X  

146  Herr Neumann SPD X   

147  Herr Nückel FDP  X  

148  Herr Olejak PIRATEN  X  

149  Herr Dr. Optendrenk CDU  X  

150  Herr Ortgies CDU  X  

151  Herr Dr. Orth FDP entschuldigt 

152  Herr Ott SPD X   

153  Herr Dr. Papke FDP  X  

154  Herr Dr. Paul, Joachim PIRATEN  X  

155  Frau Paul, Josefine GRÜNE X   

156  Frau Philipp SPD X   

157  Frau Pieper PIRATEN  X  

158  Herr Post CDU  X  

159  Herr Preuß CDU  X  

160  Frau Preuß-Buchholz SPD X   
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
ent- 
haltung 

161  Herr Priggen GRÜNE X   

162  Herr Rahe SPD X   

163  Herr Rasche FDP  X  

164  Herr Rehbaum CDU  X  

165  Herr Römer SPD X   

166  Herr Rohwedder PIRATEN  X  

167  Herr Rüße GRÜNE X   

168  Frau Ruhkemper SPD X   

169  Frau Rydlewski PIRATEN abwesend 

170  Frau Schäfer, Ute SPD X   

171  Frau Schäffer, Verena GRÜNE X   

172  Frau Scharrenbach CDU  X  

173  Herr Schatz PIRATEN  X  

174  Herr Scheffler SPD X   

175  Herr Schemmer CDU  X  

176  Herr Schick CDU  X  

177  Herr Schittges CDU  X  

178  Herr Schlömer SPD X   

179  Herr Schmalenbach PIRATEN entschuldigt 

180  Herr Schmeltzer SPD entschuldigt 

181  Herr Schmitz, Hendrik CDU  X  

182  Frau Schmitz, Ingola Stefanie FDP  X  

183  Frau Schneckenburger GRÜNE X   

184  Herr Schneider, Guntram SPD X   

185  Herr Schneider, René SPD X   

186  Frau Schneider, Susanne FDP  X  

187  Herr Schultheis SPD X   

188  Herr Schulz PIRATEN  X  

189  Frau Schulze SPD X   

190  Frau Schulze Föcking CDU  X  

191  Herr Schwerd PIRATEN entschuldigt 

192  Herr Seel CDU  X  

193  Frau Dr. Seidl GRÜNE X   



Landtag   27.02.2013 

Nordrhein-Westfalen 1773 Plenarprotokoll 16/22 

 

 
Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion 

Abstimmung 

 
ja 

 
nein 

Stimm- 
ent- 
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194  Herr Sieveke CDU  X  

195  Herr Sommer PIRATEN  X  

196  Frau Spanier-Oppermann SPD X   

197  Herr Spiecker CDU  X  

198  Herr Dr. Stamp FDP  X  

199  Frau Steffens GRÜNE X   

200  Herr Stein PIRATEN  X  

201  Frau Steininger-Bludau SPD entschuldigt 

202  Frau Steinmann SPD X   

203  Herr Prof. Dr.Dr. Sternberg CDU  X  

204  Herr Stotko SPD X   

205  Frau Stotz SPD X   

206  Herr Sundermann SPD X   

207  Herr Tenhumberg CDU entschuldigt 

208  Herr Thiel SPD X   

209  Herr Töns SPD X   

210  Herr Tüttenberg SPD X   

211  Herr Ünal GRÜNE X   

212  Herr Uhlenberg CDU  X  

213  Frau Velte GRÜNE X   

214  Herr Vogt, Alexander SPD X   

215  Frau Vogt, Petra CDU  X  

216  Frau Voigt-Küppers SPD X   

217  Frau Voßeler CDU  X  

218  Herr Voussem CDU  X  

219  Frau Wagener SPD entschuldigt 

220  Frau Warden SPD X   

221  Frau Watermann-Krass SPD X   

222  Herr Weckmann SPD X   

223  Herr Wedel FDP  X  

224  Herr Wegner PIRATEN  X  

225  Herr Weiß SPD X   

226  Herr Weske SPD X   
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227  Herr Wirtz, Axel CDU  X  

228  Herr Wirtz, Josef CDU  X  

229  Herr Wittke CDU  X  

230  Herr Witzel FDP  X  

231  Herr Dr. Wolf, Ingo FDP entschuldigt 

232  Herr Wolf, Sven SPD X   

233  Herr Wüst CDU  X  

234  Herr Yetim SPD X   

235  Herr Yüksel SPD X   

236  Frau Zentis GRÜNE X   

237  Herr Zimkeit SPD X   

  Ergebnis 124 100 - 
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